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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit (22. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Ingomar Hauchler, 
Hans-Günther Toetemeyer, Brigitte Adler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 1 2/5960 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Entwicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland 


A. Problem 

Deutsche Entwicklungspolitik ist bis zum heutigen Tage ein 
gesetzlich weitgehend nicht normierter Politikbereich. 


B. Lösung 

Verabschiedung eines Gesetzes zur Entwicklungspolitik der Bun- 
desrepublik Deutschland, das gesetzliche Grundlagen in folgen- 
den sieben Abschnitten schafft: 

— Ziele, Maßstäbe und Begriffsbestimmungen 

— Abwicklung und Konditionen 

— Besondere Formen der entwicklungspolitischen Zusammen- 
arbeit 

— Durchführung und Koordination 

— Bundestag und Bundesregierung 

— Finanzen 

— Schlußbestimmungen 


Ablehnung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Annahme des Gesetzentwurfs in der von der einbringenden 
Fraktion der SPD überarbeiteten Form vom 8. März 1994 (Kapi- 
tel IV des Berichts) 


D. Kosten 

sind im Gesetzentwurf nicht beziffert, ergeben sich jedoch aus dem 
in § 22 der überarbeiteten Fassung angeführten Ziel, die interna- 
tional anerkannten öffentlichen Mittel für Entwicklungshilfe spä- 
testens binnen zehn Jahren auf mindestens 0,7 v. H. des Bruttoso- 
zialprodukts der Bimdesrepublik Deutschland zu erhöhen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 12/5960 — abzulehnen. 

Bonn, den 11. Mai 1994 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Dr. Uwe Holtz Dr. Ingomar Hauchler Dr. Winfried Finger 

Vorsitzender Berichterstatter 


Ingrid Walz 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Ingomar Hauchler, Dr. Winfried Finger, Ingrid Walz 


1. (Beratungsverfahren — allgemein) 

Der Deutsche Bundestag überwies den Gesetzentwurf 
in seiner 186. Sitzung am 20. Januar 1994 zur feder- 
führenden Beratung an den Ausschuß für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und zur Mitberatung an den 
Auswärtigen Ausschuß, den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktor Sicherheit sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO-BT. In seiner 
205. Sitzung am 20. Januar 1994 überwies der Deut- 
sche Bundestag den Gesetzentwurf nachträglich zu- 
sätzlich dem Rechtsausschuß zur Mitberatung. 


IL (Beratungsverfahren — mitberatende 
Ausschüsse) 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 78. Sitzung am 1. Dezember 1993 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD und der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN bei Abwesenheit des Vertreters der 
Gruppe der PDS/Linke Liste abgelehnt. Der Ausschuß 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat in 
seiner Sitzung am 8. Dezember 1993 den Gesetzent- 
wurf zur Kenntnis genommen. Der Rechtsausschuß 
hat in seiner Sitzung am 20. April 1994 mehrheitlich 
die Ablehnung des Gesetzentwurfs empfohlen. Der 
Haushaltsausschuß wird seinen Bericht gemäß § 96 
GO-BT gesondert vorlegen. 


IIL (Beratungsverfahren — federführender 
Ausschuß) 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
führte seine 69. Sitzimg am 2. März 1994 als öffentli- 
che Anhörung zu dem Gesetzentwurf durch (Auf- 
zeichnung der Anhörung; siehe „Kurzprotokoll" des 
Ausschusses). 

Folgende Sachverständige und Organisationen hat- 
ten Gelegenheit, ihre Stellungnahme vor dem Aus- 
schuß vorzutragen: 

— Prof. Dr. Brun- Otto Bryde, 
Justus-Liebig-Universität, Gießen 

— Bundesminister a. D. Dr. Erhard Eppler, 
Schwäbisch Hall 

— Prof. Dr. Ulrich Hiemenz, 

Universität Kiel 

— Prof. Dr. Paul Kevenhörster, 

Westfälische Wilhelms- Universität, Münster 

— Prof. Dr. Hans Dieter Seibel, 

Arbeitsstelle für Entwicklunqsforschung, Universi- 
tät Köln 


— Prof. Dr. Klaus Simon, 

Universität Konstanz 

— Herr Harry Neyer und Herr Dr. Manfred 
Kulessa, 

Gemeinsame Konferenz Kirche und Entwicklung 
(GKKE), Bonn 

Die den Gesetzentwurf eingebracht habende Fraktion 
der SPD sah sich durch die Anhörung veranlaßt, ihren 
Entwurf eines Gesetzes zur Entwicklungspolitik am 
8. März 1994 in überarbeiteter Form neu vorzule- 
gen. 

Anläßlich der abschließenden Beratung in der 75. Sit- 
zung des Ausschusses am 27. April 1994 wurde seitens 
der Fraktion der SPD erklärt, man habe die Anhönmg 
sehr sorgfältig aus gewertet und stelle daraufhin den 
Gesetzentwurf — gestützt auf Ändenmgsvorschläge 
der Sachverständigen — jetzt in der neu vorgelegten 
modifizierten Fassung vom 8. März 1994 zur Abstim- 
mung (Wortlaut: siehe Kapitel IV dieses Berichts). Die 
Fraktion der SPD wül mit dem Gesetzentwurf die 
Leistungsfähigkeit, Stetigkeit und Kohärenz der Ent- 
wicklungspolitik erhöhen und die Mitwirkungsrechte 
des Parlaments stärken. Ohne eine Präzisierxmg der 
Grundsätze, Ziele, Prioritäten und Instrumente der 
deutschen Entwicklungspolitik bleibt sie nach Auffas- 
sung der Fraktion der SPD anfällig für die Instrumen- 
talisierxmg durch spezifische innen- und außenpoliti- 
sche Interessen (zur weiteren Begründung des 
Gesetzentwurfs: s. Drucksache 12/5960, S. 8 ff.). 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde einge- 
räumt, daß es durchaus sinnvoll sein könne, ein Gesetz 
zur Entwicklungspolitik — erstmalig in Deutsch- 
land — zu verabschieden. Dies hätten auch die 
Sachverständigen ganz überwiegend so gesehen. 

Inhaltlich jedoch falle der Gesetzentwurf auch in 
seiner überarbeiteten Fassung hinter das zurück, was 
z. B. die Bundesregierung in ihrem Neunten Bericht 
zur Entwicklungspolitik (Drucksache 12/4096) an 
Tendenzen bereits aufgezeigt habe. Man tue sich 
daher keinen Gefallen, wenn man das sehr anspruchs- 
volle Vorhaben eines Gesetzes zur Entwicklimgspoli- 
tik jetzt „übers Knie brechen" wollte. Auch einer der 
angehörten Sachverständigen habe den zur Ausrei- 
fung des ursprünglichen Gesetzentwurfs erforderli- 
chen Zeitbedarf auf weitere anderthalb bis zwei Jahre 
taxiert. 

Insgesamt enthalte der modifizierte Entwurf zu einem 
Gesetz zur Entwicklungspolitik — den man ablehnen 
werde — Gedanken, die aus der Sicht der Fraktion der 
CDU/CSU fortentwickelt werden sollten. Sie stimme 
mit der Fraktion der SPD in folgenden Grundpositio- 
nen überein: 

— Ein Gesetz zur Entwicklungspolitik sei erstrebens- 
wert. 
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— Ein entsprechender Gesetzentwurf müsse inhalt- 
lich und sprachlich den Stand der Diskussion 
reflektieren. 

— Das Instrumentarium der Steuenmg — insbeson- 
dere der Rahmenplanung — sollte bei dieser Gele- 
genheit überprüft und in der Tendenz des § 1 8 (der 
modifizierten Fassung des Gesetzentwurfs) gere- 
gelt werden. 

Seitens der Fraktion der F.D.P. wurde hingegen 
erklärt, die Anhörung habe nicht ergeben, daß ein 
Gesetz zur Entwicklungspolitik „sinnhaft" sei. Man 
bleibe daher bei der Auffassung: „Ein Gesetz zur 
Entwicklungspolitik kann sogar Entwicklung behin- 
dern. " 

Entwicklungshilfe sei nur dann wirkungsvoll, wenn 
sie den Erfordernissen angepaßt sei und schnell gege- 
ben werde; nicht aber, wenn sie erst dann gegeben 
werde, wenn ein Gesetz es erlaube. 

Entscheidend für Entwicklungserfolge seien sozio- 
kulturelle Gegebenheiten in Verbindung mit westli- 
chem Gedankengut und Know-how. Die erfolgrei- 
chen Entwicklungsregionen hätten zudem stets auf 
stabile interne Rahmenbedingungen — darunter 
Markt- und Privatwirtschaft — gesetzt. Dies werde im 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD schlicht „verges- 
sen". Man werde diesen daher ablehnen. 


Ergebnis 

Der Ausschuß lehnte den Gesetzentwurf in seiner 
nachfolgend wiedergegebenen überarbeiteten Fas- 
sung vom 8. März 1994 mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD (bei Abwesenheit der Gruppenvertreter) ab. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
bittet den Deutschen Bundestag, dem Votum des 
Ausschusses zu folgen. 


rv. (Wortiaut des abgelehnten Gesetzentwurfs in 
seiner überarbeiteten Fassung vom 8. März 
1994) 

Die überarbeitete Fassung des abgelehnten Gesetz- 
entwurfs hat folgenden Wortlaut: 

Entwurf eines Gesetzes zur Entwicklungspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland 


A. Problem 

Während in anderen Ländern, etwa in Österreich, 
Schweden, der Schweiz und den USA, seit langer Zeit 
gesetzliche Regelungen zur internationalen Entwick- 
lungszusammenarbeit vorliegen, ist die deutsche Ent- 
wicklungspolitik bis heute als eigenständige Materie 
gesetzlich nicht geregelt. Dies hat in der Vergangen- 
heit oft zu schnell wechselnden Grundsätzen und 
Konzepten, Verfahren und Institutionen geführt. 


Gerade die Entwicklungspolitik ist aber als langfri- 
stige und komplexe Form der internationalen Zusam- 
menarbeit auf Kohärenz und Kontinuität angewiesen. 
Nur so sind Erfolg und Nachhaltigkeit sicherzustellen. 
Zum Erfolg der Entwicklungspolitik gehören die Bere- 
chenbarkeit und Verläßlichkeit der Bundesrepublik 
Deutschland in der Zusammenarbeit mit den Empfän- 
gerländern und in der Koordination mit anderen 
Geberländern und internationalen Institutionen. 

In der internationalen Diskussion ist man sich einig, 
daß ein wichtiger Grund für die mangelnde Leistungs- 
fähigkeit der bisherigen Entwicklungspolitik darin 
besteht, daß sie ausschließlich „Regierungspolitik" 
war, die aufgrund von Regienmgswechseln und kurz- 
fristig wechselnden Interessenlagen oft zu einem 
bloßen Instrument anderer politischer Ziele gemacht 
worden ist. Dies hat auch dazu geführt, daß die 
Entwicklungspolitik und ihre Bedeutung als vorsor- 
gende Friedenspolitik gesellschaftlich nicht breit ver- 
ankert wurde und ihre Maßnahmen nicht von jener 
Stetigkeit gekennzeichnet waren, die erforderlich 
sind, um schlüssige Antworten auf die globalen Pro- 
bleme, insbesondere die Bekämpfung von Armut, 
Umweltzerstörung und wirtschaftlich nicht tragbarer 
Bevölkerungsentwicklung, zu geben. 

Der mangelnde Einfluß des Parlaments auf wichtige 
entwicklungspolitische Entscheidungen und die feh- 
lende Kontrolle über die Erreichung der Ziele und die 
Funktionsfähigkeit des Instrumentariums wider- 
spricht der Pflicht der Volksvertretung, sich an Ent- 
scheidungen über die internationale Zusammenarbeit 
zu beteiligen und insbesondere auch die Politik der 
internationalen Institutionen zu diskutieren und zu 
kontrollieren. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf verankert die Gnmd- 
sätze und Ziele der deutschen Entwicklungspolitik 
und zieht einen Rahmen für das entwicklungspoliti- 
sche Instrumentarium, um die notwendige Kontinuität 
und Kohärenz der deutschen Entwicklungspolitik 
sicherzustellen und erhält gleichzeitig für Parlament 
und Regierung den nötigen Spielraum für eine Anpas- 
sung an wechselnde Anforderungen. Es definiert 
zentrale Begriffe und Kriterien der Entwicklungspoli- 
tik. Es stellt Rahmenrichtlinien auf für besondere 
Formen der Entwicklungszusammenarbeit, für ihre 
Durchführung und Koordination sowie für das Zusam- 
menwirken von Bundestag, Bundesregienmg und 
gesellschaftlichen Gruppen. 


C. Alternativen 
Keine 


D. Kosten 

Das Gesetz enthält keine bindende Vorschrift über die 
jährlich im Bundeshaushalt zu veranschlagenden Mit- 
tel für entwicklungspolitische Leistungen. Es legt 
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jedoch eine Orientierungsgröße fest für eine jährliche 
Steigerung der für die Entwicklungspolitik zu veran- 
schlagenden Ansätze ün Bundeshaushalt. 

Die international anerkannten öffentlichen Mittel 
für Entwicklungshilfe (ODA = Official Development 
Assistance laut OECD) sollen schrittweise so erhöht 
werden, daß sie bis zum Jahre 2000 mindestens 
0,7 V. H. des Bruttosozialproduktes der Bundesrepu- 
blik Deutschland erreichen. Die Orientierungsgröße 
entspricht den allgemein anerkannten Zusagen der 
OECD-Länder und einer entsprechenden neuen Ver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutschland auf der 
Konferenz für Umwelt und Entwicklimg in Rio de 
Janeiro 1992. 


Inhaltsverzeichnis 

für das Gesetz zur Entwicklimgspolitik der Bundesre- 
publik Deutschland 


Präambel 
Erster Abschnitt 

Ziele, Maßstäbe und Begriffsbestimmungen 
§ 1 Ziele 

§ 2 Entwicklungspolitische Maßstäbe 
§ 3 Begriffsbestimmungen 

Zweiter Abschnitt 

Abwicklung imd Konditionen 

§ 4 Kredite und Zuschüsse 
§ 5 Lieferungen und Leistungen 
§ 6 Partnerleistungen 

Dritter Abschnitt 

Besondere Formen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

§ 7 Humanitäre Hilfe 

§ 8 Private Leistungen 

§ 9 Nichtregierungsorganisationen 

§ 10 Wissenschaft 

§11 Aus- und Fortbildung 

§ 12 Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 

Vierter Abschnitt 

Durchfühnmg und Koordination 

§ 13 Durchführung 
§ 14 Internationale Koordination 
§ 15 Bund-Länder-Zusammenarbeit 

Fünfter Abschnitt 

Bimdestag und Bundesregierung 
§ 16 Entwicklungspolitik auf Bundesebene 
§ 17 Entwicklungpolitischer Beauftragter 
§ 18 Mittelfristige Planung 
§ 19 Entwicklimgspolitischer Bericht 
§ 20 Entwicklimgspolitischer Beirat 
§ 21 Entwicklungsverträglichkeit 


Sechster Abschnitt 
Finanzen 

§ 22 Entwicklungshaushalt 
§ 23 Entwicklimgsfonds 

Siebenter Abschnitt 

Schlußbestimmungen 
§ 24 Inkrafttreten 


Gesetz zur Entwicklungspolitik 
der Bundesrepublik Deutschland 

Präambel 

(1) Im Bewußtsein wachsender internationaler Ver- 
flechtung und angesichts ungleicher Entwicklungsbe- 
dingimgen in der Welt bekennt sich die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu globaler Verantwortung imd 
enger internationaler Zusammenarbeit. Sie wird ent- 
sprechend ihrem politischen imd wirtschaftlichen 
Gewicht zu Frieden und Gerechtigkeit in der Welt 
beitragen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland tritt im Geiste 
der Charta und der Beschlüsse der Vereinten Natio- 
nen für eine Gemeinschaft von Völkern ein, die frei ist 
von Kriegen, von militärischer und wirtschaftlicher 
Gewalt, von Ausbeutung und Unterdrückung, von 
sozialer Ungerechtigkeit, Armut und Umweltzerstö- 
rung. Sie anerkennt das Recht eines jeden Volkes, 
seinen eigenen Entwicklungsweg zu bestimmen. Sie 
will zu einer gerechten und ökologisch verantwortli- 
chen, zugleich leistungsfähigen Weltwirtschafts- und 
Sozialordnung beitragen. Sie unterstützt das Verlan- 
gen der Menschen nach Verwirklichung der Men- 
schenrechte und Demokratie. Die Entwicklungspoli- 
tik ist ein unverzichtbarer Teil globaler Friedenspoli- 
tik. 

(3) Entwicklungspolitik ist Querschnittsaufgabe in 
allen Bereichen politischen Handelns. Die Bundesre- 
publik Deutschland wird deshalb in ihrer gesamten 
Politik die Rückwirkungen ihres Handelns auf andere 
Länder und auf die internationale Gemeinschaft 
berücksichtigen und bestrebt sein, einen internatio- 
nalen Interessenausgleich, insbesondere gegenüber 
den Entwicklungsländern, herbeizuführen. Sie wirkt 
daran mit, eine weltwirtschaftliche Ordnung zu schaf- 
fen, die Nachteile für Entwicklungsländer abbaut und 
ihnen gleiche Chancen eröffnet. 

(4) Getragen von der Überzeugung, daß die inter- 
nationalen Herausforderungen immer weniger durch 
bilaterale Maßnahmen allein bewältigt werden kön- 
nen, tritt die Bundesrepublik Deutschland für eine 
wirksamere multilaterale Ausrichtung der Entwick- 
lungspolitik ein. Sie unterstützt in diesem Sinne die 
entsprechenden Institutionen der Vereinten Nationen 
sowie eine gemeinsame europäische Entwicklungs- 
politik, die vom Europäischen Parlament kontrolliert 
wird, Initiativen gesellschaftlicher Gruppen fördert 
und dem Prinzip der Subsidiarität verpflichtet ist. 
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Erster Abschnitt 

Ziele, Maßstäbe und Begriffsbestimmungen 
§ 1 Ziele 

(1) Die Entwicklungspolitik soll zu einer auf Dauer 
tragfähigen, sozial gerechten, wirtschaftlich produkti- 
ven, ökologisch verträglichen und menschenvoirdi- 
gen Entwicklung beitragen. Armutsbekämpfung 
durch Selbsthilfe, vorbeugende Friedensförderung, 
der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und 
Verwirklichung der Menschenrechte sind vorrangige 
Ziele der Entwicklungspolitik. 

(2) Die Entwicklungspolitik soll der breiten Bevöl- 
kenmg zugute kommen und ihr helfen, aus eigener 
Kraft ihre Lebensbedingungen zu verbessern. Dazu 
zählen: Ernährung und Gesundheit; eine lebenswerte 
Umwelt und soziale Gerechtigkeit; Arbeit, Wohnung 
und Energie, Bildung und Ausbildung, Meinungsfrei- 
heit, Rechtssicherheit und demokratische Teilhabe an 
der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftli- 
chen Entwicklung, Gleichstellung von Frau und 
Mann. 

(3) Die Entwicklungspolitik soll dazu beitragen, das 
Bevölkerungswachstum in Einklang zu bringen mit 
den globalen Ressourcen. 

(4) Zu den Aufgaben der Entwicklungspolitik 
gehört es, den Ursachen zwischenstaatlicher Konflikte 
und internationaler Wanderungsbewegungen zu be- 
gegnen, Rüstungsausgaben zu senken sowie Konflik- 
ten vorzubeugen und zu ihrer gewaltfreien Lösung 
beizutragen. 

(5) Die Entwicklungspolitik zielt darauf ab, die 
internationalen wirtschaftlichen und politischen Rah- 
menbedingungen für die Entwicklungsländer zu ver- 
bessern, insbesondere die regionale Zusammenarbeit 
zu stärken und das internationale Wirtschafts- und 
Finanzsystem so zu reformieren und weiterzuentwik- 
keln, daß für alle Länder faire Wettbewerbsbedingun- 
gen, Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit, der 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und des 
menschlichen Lebens gewährleistet ist. 

(6) Die Entwicklungspolitik unterstützt Entwick- 
lungsländer darin, einen selbstbestimmten Weg zu 
gehen, der die natürlichen Lebens grundlagen erhält, 
soziale Sicherheit schafft sowie die Kulturen der 
Völker und das Völkerrecht achtet. Angesichts der 
hohen Bedeutung entwicklungsfördernder gesell- 
schaftlicher, politischer, wirtschaftlicher und kulturel- 
ler Rahmenbedingungen in den Entwicklungsländern 
selbst und des prinzipiellen Vorrangs ihrer Eigenver- 
antwortung unterstützt die Entwicklungspolitik den 
Aufbau entsprechender demokratischer und subsidiär 
gestalteter Strukturen und Institutionen. 

(7) Die Entwicklungspolitik unterstützt Struktur-, 
Verhaltens- und Bewußtseinsveränderungen im eige- 
nen Lande, die globaler Verantwortung verpflichtet 
sind. 


§ 2 Entwicklungspolitische Maßstäbe 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt in 
besonderer Weise solche Entwicklungsländer, die 
sich selbst zu den in diesem Gesetz genannten Grund- 
sätzen und Zielen bekennen und dazu eigene Bei- 
träge leisten. Hinsichtlich der Höhe und Art entwick- 
lungspolitischer Leistungen sollen Länder besondere 
Unterstützung erhalten, die: 

— demokratisch orientiert sind, Rechtssicherheit ge- 
währleisten und die universalen Menschenrechte 
achten, 

— entwicklungsorientierte wirtschaftliche, gesell- 
schaftliche, politische und administrative Struktu- 
ren im eigenen Lande fördern, 

— maßvolle Rüstungsausgaben auf weisen und sich 
an kollektiven Sicherheitssystemen beteiligen, 

— eigene Beiträge leisten, um die natürlichen 
Lebensgrundlagen zu schützen und Produktion 
und Konsum umweltverträglich zu gestalten. 

(2) Länder, deren Regierungspraxis diesen Maßstä- 
ben nicht entspricht, sollen nur insoweit gefördert 
werden, als dies nicht als Unterstützung der jeweili- 
gen Regierung verstanden werden kann und eine 
Förderung nur direkt der humanitären Hilfe, der 
breiten Bevölkerung, dem Umweltschutz und Fort- 
schritten in der Durchsetzung von Menschenrechten 
und Demokratie zugute kommt. Zur Sicherung der 
Nachhaltigkeit bereits erfolgter Leistungen sind Aus- 
nahmen möglich. 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Entwicklungspolitik im Sinne dieses Gesetzes 
umfaßt alle staatlichen, gesellschaftlichen und priva- 
ten Maßnahmen, die auf die Verwirklichung der in 
diesem Gesetz genannten Grundsätze und Ziele 
gerichtet sind. 

(2) Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit 
können als personelle, technische, wissenschaftliche 
und finanzielle Zusammenarbeit in Form von Perso- 
nal-, Sach- und Geldleistungen erfolgen und Vorha- 
ben im In- und Ausland, bilaterale und multilaterale 
Leistungen, sektorale und regionale Programme, Pro- 
jekt- und Budgethilfe umfassen. 

(3) Entwicklungsländer sind Länder, auf welche die 
Kriterien zutreffen, die vom Entwicklungshilfeaus- 
schuß der Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD) definiert sind. 

(4) Entwicklungs gebiete sind Landesteile, die im 
Vergleich zur Gesamtent Wicklung eines Landes wirt- 
schaftlich, sozial oder ökologisch wesentlich weniger 
entwickelt sind. 


Zweiter Abschnitt 

Abwicklung und Konditionen 

§ 4 Kredite und Zuschüsse 

(1) Entwicklungspolitische Maßnahmen sollen vor- 
rangig als Zuschüsse gewährt werden. Länder, die 
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von den Vereinten Nationen als am wenigsten entwik- 
kelt — Ärmste Entwicklungsländer (LDC) — einge- 
stuft werden, sollen nur Zuschüsse erhalten. 

(2) Die Höhe und Konditionen von Krediten im 
Zusammenhang mit entwicklungspolitischen Maß- 
nahmen sind an der langfristigen wirtschaftlichen 
Leistimgs- und außenwirtschaftlichen Transferfähig- 
keit eines Entwicklimgslandes zu orientieren. 

(3) Haushalts- imd Warenhilfe werden nur nach 
einem vom Partnerland vorgelegten Strukturanpas- 
simgsprogramm gewährt, das sich an den Maßstäben 
in §§ 1 imd 2 orientiert. 

§ 5 Lieferungen imd Leistimgen 

(1) Die Bindimg von entwicklimgspolitischen Maß- 
nahmen an Lieferungen aus einem bestimmten Land 
oder von seiten eines bestimmten Unternehmens ist 
imzulässig. 

(2) Sach- imd Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit entwicklungspolitischen Maßnahmen sollen so- 
weit wie möglich im Entwicklungsland selbst erbracht 
werden. 

(3) Aufträge für entwicklungspolitische Maßnah- 
men sollen grundsätzlich international ausgeschrie- 
ben werden. Bei vergleichbaren Bedingungen sollen 
Anbieter aus Entwicklungsländern bevorzugt wer- 
den. 

§ 6 Partnerleistungen 

(1) Grundsätzlich soll sich jedes Entwicklungsland, 
in dem die Bundesrepublik Deutschland entwick- 
lungspolitische Maßnahmen unterstützt, an den 
Kosten der Zusammenarbeit beteiligen. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt in 
begründeten Ausnahmefällen Zuschüsse zu den 
Betriebskosten. Solche Zuschüsse sind zeitlich zu 
befristen und in ihrer Höhe degressiv zu gestalten. 


Dritter Abschnitt 

Besondere Formen der entwicklungspohtischen 
Zusammenarbeit 

§ 7 Humanitäre Hüfe 

(1) Humanitäre Hilfe, insbesondere in Gestalt der 
Nahnmgsmittelhüfe, dient nur zur Behebung akuter 
Notlagen. 

(2) Hilfsgüter sind grundsätzlich in der Region zu 
beschaffen. 

(3) Die Bundesregierung unterrichtet den Deut- 
schen Bundestag unverzüglich über jede wesentliche 
Maßnahme der Katastrophenhilfe. 

(4) Für andauernde humanitäre Notlagen, insbeson- 
dere für Flüchtlinge, kann Entwicklungs- und Projekt- 
fördenmg über Nichtregienmgsorganisationen auch 
ohne Partnerleistungen nach § 6 gewährt werden. 


§ 8 Private Leistungen 

(1) Private Lieferungen, Investitionen und Kapital- 
anlagen in Entwicklungsländern und Entwicklungs- 
gebieten können durch öffentliche Zuschüsse, Kredite 
und Gewährleistungen gefördert werden. 

(2) Die staatliche Förderung privater Leistungen in 
der Entwicklungspolitik erfolgt nur daim, wenn diese 
den in diesem Gesetz verankerten Grundsätzen und 
Zielen der deutschen Entwicklungspolitik entspre- 
chen und wenn sich solche privaten Leistungen in die 
eigenständige Entwicklungsplanung eines Entwick- 
lungslandes einfügen. 

§ 9 Nichtregierungsorganisationen 

(1) Die entwicklungspolitische Arbeit von Nichtre- 
gienmgsorganisationen und Kirchen, insbesondere 
im Bereich der Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit, 
wird gefördert. Sie soll sich an den in diesem Gesetz 
verankerten Grundsätzen und Zielen orientieren. 

(2) Mit der Förderung darf die Meinungsfreiheit und 
Eigenständigkeit der NRO nicht eingeschränkt wer- 
den. 

(3) Nichtregienmgsorganisationen sollen sich über 
bedeutsame Maßnahmen der öffentlichen Entwick- 
lungspolitik informieren körmen. Das Nähere regeln 
vom Deutschen Bundestag zu beschließende Ausfüh- 
nmgsbestimmungen. 

§ 10 Wissenschaft 

Entwicklungspolitische Vorhaben in Wissenschaft, 
Forschung und Lehre, die den Zielen dieses Gesetzes 
entsprechen, sollen gezielt gefördert werden. 

§ 11 Aus- und Fortbildung 

(1) Die Aus- und Fortbildung von Angehörigen der 
Entwicklungsländer soll in der Regel in den jeweili- 
gen Heimatstaaten oder in anderen geeigneten Ent- 
wicklungsländern, besonders der eigenen Region, 
erfolgen, soweit dort den Zielen der Entwicklungslän- 
der entsprechende Kapazitäten bestehen oder aufge- 
baut werden können. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt 
deshalb in den Entwicklungsländern in besonderer 
Weise den Aus- und Aufbau ausreichender Kapazitä- 
ten in Schule, Aus- und Fortbildung, Wissenschaft und 
Forschung. 

§ 12 Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 

(1) Für die entwicklungspolitische Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die im Sinne der Grundsätze und Ziele dieses 
Gesetzes erfolgt und das Wissen über globale Zusam- 
menhänge verbessert, sind Mittel der öffentlichen 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit einzuset- 
zen. 

(2) Die entwicklungspolitische Bildungs- und 
Öffentlichkeitsarbeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist eine wesentliche Aufgabe von Nichtregie- 
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rungsorganisationen. Sie soll mit Mitteln des Bundes 
gefördert werden. 


Vierter Abschnitt 
Durchführung und Koordination 

§ 13 Durchführung 

( 1 ) Die Durchfühnmg entwicklungspolitischer Maß- 
nahmen der Bundesrepublik Deutschland kann durch 
staatliche oder private Organisation des In- und Aus- 
landes und der Europäischen Gemeinschaft, durch 
multilaterale Institutionen und durch Organisationen 
der Entwicklungsländer selbst erfolgen. 

(2) Die staatlichen Organisationen sollen sich im 
Rahmen der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 
nichtstaatlicher Auftragnehmer, insbesondere aus 
den Entwicklungsländern selbst, bedienen. 

§ 14 Internationale Koordination 

(1) Die Maßnahmen der Entwicklungspolitik sollen 
mit den Entwicklungsländern und mit anderen Trä- 
gern der Entwicklungszusammenarbeit hinsichtlich 
ihrer Zwecke und ihrer Durchführung bereits hn 
Stadium der Planung abgestimmt werden. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland koordiniert 
ihre Entwicklungspolitik mit der Europäischen Ge- 
meinschaft und den anderen europäischen Staaten. 
Sie stimmt ihre Maßnahmen international ab. 

(3) Die Bundesregierung ist verpflichtet, in den 
internationalen Organisationen die in diesem Gesetz 
verankerten Grundsätze und Ziele sowie die 
Beschlüsse des Deutschen Bundestages mit Nach- 
druck zu vertreten und dem Deutschen Bundestag 
darüber regelmäßig zu berichten. 

§ 15 Bund-Länder- Zusammenarbeit 

(1) Bund und Länder unterrichten sich gegenseitig 
über ihre entwicklungspolitischen Planungen und 
Maßnahmen. Dies gilt insbesondere für die personelle 
Zusammenarbeit, für die Aus- und Fortbildung und 
für die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit der Ent- 
wicklungspolitik. 

(2) Mindestens einmal im Jahr soll zu diesem Zweck 
eine Bund-Länder-Kommission der Entwicklungspo- 
litik zusammen treten. 


Fünfter Abschnitt 
Bundestag und Bundesregierung 

§16 Entwicklungspolitik auf Bundesebene 

Der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
treffen Vorsorge, daß vor ihren Entscheidungen die 
bedeutsamen wirtschaftlichen, sozialen und ökologi- 
schen Auswirkungen auf Entwicklungsländer geprüft 
werden. 


§ 17 Entwicklungspolitischer Beauftragter 

(1) Als Hilfsorgan des Deutschen Bundestages bei 
der Ausübung der parlamentarischen Kontrolle wählt 
der Deutsche Bundestag eine entwicklungspolitisch 
erfahrene Persönlichkeit zum entwicklungspoliti- 
schen Beauftragten. 

(2) Der entwicklungspolitische Beauftragte legt 
jährlich dem Deutschen Bundestag einen Bericht vor, 
in dem er darlegt, in welcher Weise die Bundesregie- 
rung dieses Gesetz ausführt und welche Vorschläge 
und Beschwerden hinsichtlich der Erfüllung der 
gesetzlichen Verpflichtungen und Bundestagsbe- 
schlüsse von außerhalb des Parlaments an ihn heran- 
getragen vmrden. Das Nähere regeln vom Deutschen 
Bundestag zu beschließende Ausführungsbestim- 
mungen. 

§ 18 Mittelfristige Planung 

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bun- 
destag zur Beschlußfassung zweijährlich ein mittelfri- 
stiges entwicklungspolitisches Programm vor. Daraus 
soll auch die Politik der Bundesregierung in den 
internationalen Institutionen deutlich werden. 

(2) Gleichzeitig mit dem Entwicklungsetat des Bun- 
deshaushaltes legt die Bundesregierung dem Deut- 
schen Bundestag zur Beschlußfassung jährlich eine 
Jahresplanung mit sektoralen, regionalen und instru- 
mentellen Schwerpunkten und Eckwerten vor. We- 
sentlich darüber hinausgehende entwicklungspoliti- 
sche Entscheidungen bedürfen der Zustimmung des 
Deutschen Bundestages. 

(3) Im Falle bedeutsamer einzelner multilateraler 
Maßnahmen soll die Bundesregierung den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit in getrennten 
Vorlagen rechtzeitig unterrichten, damit — vor allem 
auch im Hinblick auf Prioritäten für einzelne Länder- 
programme — die Kompetenz des Ausschusses in die 
Entscheidungsfindung der Regierung Eingang finden 
kann. 

(4) Die Federführung bei der Vorbereitung der 
Beschlüsse des Deutschen Bundestages obliegt dem 
Fachausschuß. 

§ 19 Entwicklungspolitischer Bericht 

(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bun- 
destag alle zwei Jahre einen entwicklungspolitischen 
Bericht vor. 

(2) Der entwicklungspolitische Bericht umfaßt u. a. 
eine Evaluierung (Soll- Ist- Vergleich) der Entwick- 
lungspolitik und der einzelnen Maßnahmen der ent- 
wicklungspolitischen Zusammenarbeit der Bundesre- 
gierung und die Darstellung bedeutsamer Wirkungen 
ihrer Politik auf die Entwicklungsländer sowie das 
Verhalten der Bundesregierung in entwicklungspoli- 
tisch relevanten internationalen Institutionen. 

§ 20 Entwicklungspolitischer Beirat 

(1) Der Deutsche Bundestag beruft einen entwick- 
lungspolitischen Beirat. Er setzt sich aus Vertretern 
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aus Wissenschaft, Gesellschaft, Nichtregierungsorga- 
nisationen, Kirchen, Wirtschaft und Gewerkschaften 
sowie Persönlichkeiten aus Entwicklungsländern 
zusammen. 

(2) Der entwicklimgspolitische Beirat berät den 
Deutschen Bundestag in Gnmdsatzfragen der Ent- 
wicklungspolitik vnd bei der mittelfristigen Planung 
entwicklungspolitischer Maßnahmen. Der entwick- 
lungspolitische Beirat veröffentlicht seine Beratungs- 
ergebnisse in eigener Verantwortimg. 

(3) Die Zusammensetzung, die Rechte und die 
Arbeitsweise des Beirates regeln vom Deutschen 
Bimdestag zu beschließende Ausführungsbestim- 
mungen. 

(4) Der entwicklungspolitische Beirat soU zur Füh- 
rung seiner Geschäfte sich der beim entwicklimgspo- 
litischen Beauftragten vorhandenen personellen und 
sachlichen Ressourcen bedienen, 

§ 21 Entwicklungsverträglichkeit 

(1) Die Politik der Bundesregierung darf nicht im 
Widerspruch zu den in diesem Gesetz verankerten 
Zielen imd Maßstäben stehen. Die Bimdesregieiung 
sowie alle Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts und juristische Personen des 
privaten Rechts, deren Kapital sich ausschließlich 
oder überwiegend in öffentlicher Hand befinden, 
haben sicherzustellen, daß ihre Entscheidimgen mit 
den Grundsätzen und Zielen dieses Gesetzes in Ein- 
klang stehen. 

(2) Die Bimdesregienmg prüft insbesondere alle 
Vorhaben im Bereich der Finanz- und Währungs-, der 
Wirtschafts-, Landwirtschafts- imd Handelspolitik, 
der Umwelt- und Technologiepolitik auf ihre wirt- 
schaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkun- 
gen auf die Entwicklungsländer. 


Sechster Abschnitt 
Finanzen 

§22 Entwicklungshaushalt 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland strebt an, spä- 
testens binnen zehn Jahren für die entwicklungspoli- 
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Dr. Ingomar Hauchler Dr, Winfried Finger 
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tische Zusammenarbeit Mittel in Höhe von minde- 
stens 0,7 V. H. des Bruttosozialproduktes im Bundes- 
haushalt bereitzustellen. 

(2) Das in Absatz 1 gesetzte Ziel soll durch eine 
jährliche Aufstockung der Verpflichtungsermächti- 
gungen um mindestens 10 v. H. erreicht werden. 

§ 23 Entwicklungsfonds 

(1) Die Tügimgs- imd Zinsleistungen der Entwick- 
lungsländer für Kredite, die ihnen von der Bundesre- 
publik Deutschland im Rahmen der entwicklungspo- 
litischen Zusammenarbeit gewährt wurden, werden 
einem Sondervermögen des Bundes zugeführt, aus 
dem Beiträge zu Entwicklungsfonds in Entwicklungs- 
ländern geleistet werden. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes über die Verwal- 
tung des ERP-Sondervermögens vom 31. August 1953 
(BGBl. IS. 1312), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2246), finden in der 
jeweils geltenden Fassung, soweit sich aus diesem 
Gesetz nichts anderes ergibt, auf die Rechtsstellung 
und Verwaltung des Sondervermögens entspre- 
chende Anwendung. Es wird auf der Gnmdlage der 
Beschlüsse des Deutschen Bundestages von dem für 
die Entwicklungspolitik zuständigen Ministerium ver- 
waltet. 

(3) Entwicklungsländer, die hoch verschuldet sind 
und von den Vereinten Nationen als LDC -Länder 
eingestuft werden, haben die Möglichkeit, ihre Zins- 
und Tilgungsleistungen direkt in die in Absatz 1 
genannten Entwicklungsfonds einzuzahlen. Diese 
sind als an die Deutsche Mark gebundene indexierte 
Gegenwertfonds auszugestalten. 


Siebenter Abschnitt 
Schlußbestimmungen 

§ 24 Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündi- 
gimg in Kraft. 


Ingrid Walz 

Berichterstatterin 
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